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II/B  STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE 

Aus der nachfolgenden Tabelle ist ersichtlich, welche Behörden und Träger öffentlicher Belange 

eine zustimmende Stellungnahme oder die Mitteilung, dass keine Betroffenheit besteht, 

übersandt haben. 

Diese Stellungnahmen werden nachfolgend nicht dargestellt, da kein Erfordernis zu einer 

Abwägung und Beschlussfassung besteht. 

Einwender  Schreiben vom 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 33 – Ländliche Entwicklung und Bodenordnung – 

Flurbereinigungsbehörde   

50606 Köln 

10.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 35 – Städtebau, Bauaufsicht, Bau-, Wohnungs- und 

Denkmalangelegenheiten sowie -förderung  

50606 Köln 

11.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 52 – Kreislaufwirtschaft, Bodenschutz – einschließlich 

anlagenbezogener Umweltschutz 

50606 Köln 

03.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 54 – Wasserwirtschaft  

50606 Köln 

13.01.2023 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr 

Fontainengraben 200 

53123 Bonn 

16.01.2023 

Evonik Operations GmbH  

Technology & Infrastrukture  

Paul-Baumann-Str. 1 

45772 Marl 

02.01.2023 

Gascade Gastransport GmbH 

Abt. GNL – Leitungsrechte und -dokumentation  

Kölnische Straße 108-112 

34119 Kassel  

03.01.2023 
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Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 

Niederlassung Köln 

Domstraße 55-73 

50668 Köln  

10.01.2023 

Evangelische Kirchengemeinde Leverkusen-Mitte, Kirchenkreis Leverkusen 

Auf dem Schulberg 8  

51399 Burscheid 

05.01.2023 

Plusnet GmbH 

Ein Unternehmen der EnBW  

Weidestraße 122A  

22083 Hamburg 

23.12.2022 

Thyssengas GmbH 

Postfach 10 40 42 

44040 Dortmund  

23.12.2022 

Westnetz GmbH  

Regionalzentrum Neuss  

Dokumentation / Liegenschaften   

03.01.2023 

WSW Energie & Wasser AG 

Bromberger Str. 39-41  

42281 Wuppertal 

09.01.2023 

Wupperverband  

Untere Lichtenplatzer Straße 100  

42289 Wuppertal 

02.02.2023 

LVR – Amt für Denkmalpflege im Rheinland 

Abtei Brauweiler  

Ehrenfriedstraße 19 

50259 Pulheim  

04.01.2023 

Landrat des Rhein. Berg. Kreises 

Amt für Planung u. Landschaftsschutz 

Am Rübezahlwald 7 

51469 Bergisch Gladbach 

03.02.2023 

Gemeinde Odenthal 

Geschäftsbereich III – Bauen & Technische Dienste 

Altenberger-Dom-Str. 31 

25.01.2023 
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51519 Odenthal 

Stadt Bergisch Gladbach  

FB 6-60 Mobilität und Stadtentwicklung  

Wilhelm-Wagener-Platz  

51429 Bergisch Gladbach 

05.01.2023 

Stadt Burscheid 

Amt für Stadtentwicklungsplanung, Umwelt und Liegenschaften  

Höhestraße 7-9  

51399 Burscheid 

17.01.2023 

Stadt Köln 

Stadtplanungsamt  

Willy-Brandt-Platz 2 

50679 Köln 

10.01.2023 

Stadt Monheim am Rhein  

Sachbearbeitung Stadtplanung  

Rathausplatz 2  

40789 Monheim am Rhein 

30.01.2023 

Stadt Wuppertal  

Johannes-Rau-Platz 1 

42275 Wuppertal  

09.01.2023 
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II/B 8: PLEdoc –  Schreiben vom 02.02.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

74 

 

 

 

 

 

 

1) 

 

 

 

 

 

 

2) 

 

 

 

3) 

 

 

 

 

4) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

75 

 

 

 

 

5) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

76 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

77 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

78 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

79 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

80 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

81 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

82 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

83 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

84 

 

 



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

85 

 

 

  



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

86 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Anregung wird gefolgt. Der Leitungsverlauf der Ferngasleitung wird nachrichtlich im 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I dargestellt. Die Ferngasleitung samt Schutzstreifen 

verläuft innerhalb der festgesetzten Verkehrsfläche der Heinrich-von-Stephan-Straße.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme.  

Zu 3): 

Kenntnisnahme.  

Zu 4): 

Kenntnisnahme. 

Zu 5): 

Der Stellungnahme wird derart gefolgt, dass ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan 

aufgenommen sowie die Begründung zum Bebauungsplan um entsprechende Inhalte ergänzt 

wird.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zur nachrichtlichen Darstellung der Ferngasleitung samt Schutzstreifen in den 

Unterlagen des Bebauungsplanes wird gefolgt. Zudem werden der Bebauungsplan um einen 

entsprechenden Hinweis sowie die Begründung um entsprechende Aussagen ergänzt.  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/B 9: Industrie- und Handelskammer Köln – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme betrifft die 21. Flächennutzungsplanänderung und ist im 

Rahmen derer zu beachten.  

Zu 2): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Im vorliegenden Fall handelt es sich um einen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan, der dem Wesen nach ein konkretes Vorhaben festsetzt und 

in enger Abstimmung mit dem Vorhabenträger erstellt wurde. Zudem ergeben sich aus den 

immissionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen zum Schutz bzw. der Vermeidung oder Minderung 

der Folgen von Störfällen enge Rahmensetzungen bezogen auf die Nutzungen nach Art und Umfang. 

Änderungsbedarf wird nicht gesehen.  

Zu 3): 

Kenntnisnahme.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zur Art der zulässigen Nutzungen wird nicht gefolgt.  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen.  
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II/B 10: Bezirksregierung Köln – Dezernat 25 – Schreiben vom 31.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1) und 2): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

Mit der vorliegenden Planung soll zukünftig überwiegend eine Führung von Fußgängern und 

Radfahrern innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans über den 

neu konzipierten Stadtplatz bzw. entlang der Heinrich-von-Stephan-Straße erfolgen. Die 

geplanten Wege weisen eine ausreichende Breite auf. Durch die Mitbenutzung des Stadtplatzes 

insb. für Radfahrer wird eine Entzerrung der einzelnen Verkehrsteilnehmer erreicht und eine 

Führung innerhalb der Straßen vermieden.  

Lediglich untergeordnet ist eine Mitbenutzung des Fuß- und Radverkehrs im Bereich der 

konzipierten Planstraße vorgesehen. Ein Geh-/Radweg wird auf der nördlichen Straßenseite der 

Planstraße südlich angrenzend an den Kolonnadengang als Zuwegung in die Tiefgarage 

geschaffen. Der Geh-/Radweg als Teil der Planstraße ermöglicht Radfahrern einen direkten 

Zugang zu den Fahrradstellplätzen in der nördlichen Tiefgarage. Der Geh-/Radweg dient auch 

untergeordnet der fußläufigen Erschließung des Tiefgaragenabschnitts des Bauabschnitts 1, 

jedoch ist die Tiefgarage fußläufig überwiegend über die Gebäudezugänge zu erschließen. Zum 

Tiefgaragenabschnitt des Bauabschnitts 3 ist keine fußläufige Erschließung vorgesehen. Die in 

der Planung berücksichtigten Fuß- und Radwegebreiten werden aufgrund der untergeordneten 

Bedeutung dieser als ausreichend erachtet. 

Die Führung von Fußgängern und Radfahrern über das Plangebiet hinaus soll weiterhin zukünftig 

über den entlang des Europarings/B8 im Bestand verlaufenden Fuß- und Radweg erfolgen, der 

eine entsprechende Ausbaubreite aufweist. Eine Anbindung dieses Fuß- und Radweges an den 

geplanten Stadtplatz erfolgt über einen 3 m breiten Kolonnadengang nördlich der Planstraße. 

Hierdurch wird eine Mitbenutzung der Planstraße durch Fußgänger und Radfahrer vermieden.  

Zu 3): 

Der Stellungnahme wird derart gefolgt, dass eine Befahrung der privaten Grundstücksflächen 

innerhalb des Plangebietes nur durch Lieferverkehre, Abfallentsorgungsbetriebe sowie 

Rettungsdienste und Feuerwehr vorgesehen ist. Im nördlichen Teil des Plangebiets ist eine 

Befahrung des Stadtplatzes zur Abfallentsorgung nicht erforderlich. Die Abfallentsorgung erfolgt 

nicht über den Stadtplatz, sondern die Heinrich-von-Stephan-Straße. Ein Rückwärtsfahren von 

Feuerwehr, Rettungs- und Einsatzfahrzeuge im Bereich des nördlichen Stadtplatzes ist nicht 

erforderlich, da die Möglichkeit einer Durchfahrt besteht. Für den südlichen Teilbereich sieht die 

verbindliche Vorhabenbeschreibung vor und wird der Durchführungsvertrag derart ergänzt, dass 

zeitlich befristet ein Provisorium derart hergestellt werden kann, dass ein Wendekreis bis zur 

Entwicklung der Flächen südlich und somit eine Durchbindung über die Lagen außerhalb des 

Geltungsbereichs ermöglicht werden kann. Dies beinhaltet temporär auch die Herstellung der 

Fahrradstellplätze an anderer Stelle auf dem südlichen Stadtplatz gegenüber der Planzeichnung 

und den überwiegenden Verzicht auf eine Begrünung. Zielsetzung der Gesamtrahmenplanung 

für das Postgelände sowie angrenzende Bereiche im Endausbau ist eine Durchfahrt über das 

bestehende, südlich gelegene Telekom-Grundstück bis zum südlichen Erschließungsstich der 

Heinrich-von-Stephan-Straße im Bestand. Da die Bauabschnitte 3.1 und 3.1 die letzten beiden 
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Entwicklungsabschnitte des Gesamtvorhabens darstellen, kann im Zuge der dann ggf. auch 

angestoßen Entwicklung der südlich angrenzenden Flächen eine gesamtheitliche, sichere 

Verkehrsführung umgesetzt werden.  

Zu 4): 

Kenntnisnahme. Eine Berücksichtigung kann im Rahmen der Fachplanungen erfolgen. 

Zu 5): 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass die Vorhabenbeschreibung klarstellend 

angepasst wird. Ein Linksabbiegen in die Tiefgarage ist danach in keiner Bauphase mehr 

vorgesehen/zulässig.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zum Rückwärtsfahren von Lkw auf den privaten Grundstücksflächen wird 

dahingehend gefolgt, dass die verbindliche Vorhabenbeschreibung die Herstellung eines 

Wendekreises im Bauabschnitt 3 vorsieht und der Durchführungsvertrag entsprechend ergänzt 

wird.  

Der Stellungnahme zum Ausbau aller Rad- und Fußwege innerhalb des Plangebietes gemäß den 

Vorgaben der RaSt wird aus dem oben dargelegten Gründen nicht gefolgt.  

Der Stellungnahme wird bzgl. Des Linksabbiegens in die Tiefgarage dahingehend gefolgt, dass 

die Vorhabenbeschreibung klarstellend angepasst wird.  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Bezirksregierung Düsseldorf – Dezernat 26 – Schreiben vom 31.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Stellungnahme wird derart gefolgt, dass der im Bebauungsplan bereits enthaltene Hinweis 

zur Bauhöhenbeschränkung redaktionell hinsichtlich der erforderlichen Abstimmungen bei 

Durchstoßung der Höhenbegrenzung ergänzt wird.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Der Hinweis zur Bauhöhenbegrenzung wird redaktionell ergänzt.  
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II/B 12: WfL Wirtschaftsförderung Leverkusen GmbH – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.   

Zu 2): 

Kenntnisnahme. Die Verlagerung von bestehenden gewerblichen Nutzungen ist nicht 

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Grundstücke des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans V 36/I wurden seitens der Deutschen Post veräußert und befinden sich im 

Eigentum des Vorhabenträgers.  

Zu 3): 

Kenntnisnahme. 

Zu 4): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Im vorliegenden Fall handelt es sich um einen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan, der dem Wesen nach ein konkretes Vorhaben festsetzt und 

in enger Abstimmung mit dem Vorhabenträger erstellt wurde. Zudem ergeben sich aus den 

immissionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen zum Schutz bzw. der Vermeidung oder 

Minderung der Folgen von Störfällen enge Rahmensetzungen  

Zu 5): 

Kenntnisnahme. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zum Maß der zulässigen Nutzungen wird nicht gefolgt.  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  

  



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

98 

II/B 13: Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH – Schreiben vom 08.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.   

Zu 2): 

Kenntnisnahme.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 14: Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 – Schreiben vom 10.03.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass die Begründung redaktionell angepasst wird.  

Zu 2) bis 4): 

Kenntnisnahme.  

Das gesamtstädtische Seveso-II-Konzept stellt seit seiner Aufstellung mit seinen Festlegungen 

(z.B. „Gesamtumhüllende“) die Beurteilungsgrundlage der Stadt im Rahmen der Beteiligung zu 

Genehmigungsverfahren zu Betriebsbereichen nach dem BImSchG sowie innerhalb von 

bauaufsichtlichen Verfahren zu Vorhaben innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstände dar. 

Gleichzeitig bildet es wie im vorliegenden Fall Grundlage für die Erstellung von Seveso-Gutachten 

für Bauleitplanverfahren. 

Im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept werden die Sicherheitsabstände einzelner 

Betriebsbereiche zu einer „Gesamtumhüllenden“ zusammengefasst, einzelne 

Sicherheitsabstände bzw. deren Änderung innerhalb der Gesamtumhüllenden sind daher auf der 

Ebene der Bauleitplanung nicht mehr als relevant anzusehen, sofern diese nicht räumlich darüber 

hinausgehen. Dies trifft auch auf das angesprochene BImSchG-Verfahren zu, weshalb hier keine 

Rückwirkungen auf das vorliegende Planverfahren zu erwarten sind. 

Zu 5): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Es ist von einer gewachsenen Gemengelage auszugehen. 

Zu den Auswirkungen der Planung wurde ein Gutachten zur Risikobetrachtung erstellt. Im 

Ergebnis des Gutachtens führt die Planung nicht zur Erhöhung des Störfallrisikos. Die Auffassung 

des Auslösens eines störfallrechtlichen Konflikts bzw. dessen Verstärkung wird daher nicht 

geteilt. 

Zu 6): 

Kenntnisnahme. Die Begründung wird redaktionell angepasst.  

Zu 7) und 8): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Der Ansatz der Risikobetrachtung beinhaltet nicht lediglich 

eine zahlenmäßige Gegenüberstellung der gleichzeitig anwesenden Personen, sondern eine 

qualifizierende Betrachtung der betroffenen Personen nach Umsetzung der festgesetzten 

Schutzmaßnahmen. Für die Plan-Situation wird zugrunde gelegt, dass die geplanten neuen 

Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans bei einer Realisierung über objektbezogene 

Seveso-Schutzkonzepte verfügen werden. Zugleich wird für die bestehenden Nutzungen im 

Bebauungsplan-Gebiet davon ausgegangen, dass diese im Wesentlichen keine Seveso-

Schutzkonzepte haben werden (lediglich Grundschutz) und sich dies zunächst auch nicht ändern 

wird, da die Gebäude und Nutzungen Bestandsschutz haben.  

Demnach erhöhen sich durch die Planung zwar die städtebauliche Nutzungsdichte und die 

Anzahl der potenziell gleichzeitig anwesenden Personen erheblich. Gegenüber dem Ist- Zustand 

verhält sich die Anzahl der i. S. d. gutachterlichen Bewertung betroffenen Personen dennoch 
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nahezu gleich, da in Folge der Neubebauung gegenüber dem Bestand bauliche, technische und 

organisatorische Schutzmaßnahmen umgesetzt werden müssen. 

Zu 9): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Die Zweifel an der Umsetzung werden nicht näher 

dargelegt.  

Die Umsetzung erforderlicher technischer bzw. organisatorischer Schutzmaßnahmen wird durch 

das einem Bauantrag beizufügende objektbezogene Seveso-Schutzkonzept, das bei der 

Bauaufsicht der Stadt Leverkusen seit 2016 geübte Praxis ist, sichergestellt. In der 

Baugenehmigung werden die umzusetzenden Maßnahmen konkret und bindend festgelegt. Die 

Umsetzung ist auf der Grundlage des Bauordnungsrechts nachvollziehbar und im Falle fehlender 

Umsetzung sanktionierbar. 

Darüber hinaus enthält der Durchführungsvertrag Verpflichtungen des Vorhabenträgers zur 

dauerhaften Umsetzung von Schutzmaßnahmen auf Grundlage objektbezogener 

Schutzkonzepte, die Bestandteil der Baugenehmigungen werden, zur Weitergabe der 

Verpflichtungen an Mieter und sonstige Dritte sowie zur Dokumentation der insgesamt nach den 

genehmigten Nutzungen maximal anwesenden Personen entsprechend der Seveso-

Betrachtung. Weiterhin wird im Durchführungsvertrag an geeigneter Stelle ergänzt, dass die 

Weitergabe der Verpflichtungen, als auch die Einhaltung der Maßgaben kontinuierlich 

dokumentiert und dieser Nachweis auch jederzeit zur Einsichtnahme vorzuhalten ist. 

 

Zu 10): 

Kenntnisnahme. 

An der ausnahmsweisen Zulässigkeit von Vergnügungsstätten aus dem Bereich „Freizeit“ wird 

festgehalten. Gleichwohl soll in den textlichen Festsetzungen auf die – vom Nutzungsumfang teils 

sehr weitreichenden – Beispiele verzichtet werden. Hingegen soll für die Genehmigung einer 

Ausnahme als Voraussetzung formuliert werden, dass Risikoerhöhung auszuschließen ist und 

die Bewertungsmaßstäbe der dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Seveso-Betrachtung der 

TÜV Rheinland Industrie Service GmbH vom 14.09.2022 zugrunde zu legen sind. Ein 

entsprechender Prüfungsvorbehalt war bereits Gegenstand der Begründung. 

Zu 11): 

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Die Festsetzungen werden um die Installation von Gaswarnanlagen ergänzt. Bauvorhaben im 

nördlichen Plangebiet und durch Baukörper abgeschirmte Vorhaben sind diesbezüglich jedoch 

anders zu bewerten als Bauvorhaben im südlichen Plangebiet bzw. nicht abgeschirmte 

Vorhaben. Da sich insofern das Erfordernis nicht für das gesamte Gebiet gleichermaßen 

abzeichnet, erfolgt die Festsetzung unter dem Vorbehalt einer Einzelfallprüfung für relevante 

Einzelstoffe. Außerdem gilt die allgemein festgelegte Ausnahmeregelung zur Prüfung der 

Erforderlichkeit im Rahmen objektbezogener Seveso-Schutzkonzepte. 

Zu 12):  
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Kenntnisnahme.  

Zu 13):  

Kenntnisnahme. Mangels entsprechender Regelwerke oder Konventionen war es Pflicht, eine 

Methodik zu entwickeln. Diese Tatsache wird als nicht im Besonderen rechtfertigungswürdig 

betrachtet. Die gewählte Methodik wird als schlüssig und in sich widerspruchsfrei erachtet, sie 

stellt einen ausreichend konservativen Ansatz dar. 

Der Gutachter führt hierzu aus: 

„Die Methodik zur Risikobetrachtung für den Bebauungsplan V/36 I wurde zu Beginn des Jahres 
2020 den im Verfahren Beteiligten vorgestellt und abgestimmt. Anschließend wurden in den 
späteren Revisionsständen des Gutachtens nahezu ausschließlich redaktionelle Änderungen 
aufgrund des Planfortschritts des Bebauungsplans vorgenommen. 

Dem B-Plan 247/l liegt aufgrund dessen Bearbeitung ab der zweiten Hälfte des Jahres 2021 eine 
Weiterentwicklung der Methodik aufgrund einer dynamischen Entwicklung des noch sehr jungen 
Arbeitsgebietes zugrunde. 

Nach heutigen Erkenntnissen im Hinblick auf die jüngere Methode ist aufgrund der größeren 
Entfernung des B-Plans 247/l [sic! Gemeint ist V36/I] zum Betriebsbereich des CHEMPARK’s 
keine inhaltlich abweichende Aussage zur Machbarkeit des Vorhabens zu erwarten. Die damals 
verwendete Methodik ist ausreichend konservativ gewesen.“ 

Der Anregung einer Beteiligung des LANUV wurde gefolgt, siehe hierzu II/B 16: Landesamt für 

Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen – Schreiben vom 25.09.2023. 

Im Ergebnis wurde die Methodik der Risikobetrachtung des TÜV nicht beanstandet. Ein 

Augenmerk müsse insbesondere auf die Personen gerichtet werden, die sich auf der 

Verkehrsfläche bewegen. Hier sei zu prüfen, ob eine Fluchtmöglichkeit in die Gebäude möglich 

ist. Wenn dies bei Geschäften und Gastronomie gegeben sei, würden Auswirkungen geringer 

sein. Hier ist darauf hinzuweisen, dass nach dem planerischen Konzept die zusätzlich im 

Außenbereich anwesenden Personen im Gebiet immer auch Besucher, Beschäftigte oder 

sonstige Nutzer der geplanten Nutzungen sind. In dem Fall sind die geplanten Nutzungen 

grundsätzlich geöffnet bzw. zugänglich und Fluchtmöglichkeiten in die Gebäude gegeben. Die 

Zahl der das Gebiet – auch außerhalb der Öffnungszeiten der Nutzungen – passierenden 

Personen wird durch die Planung nicht ursächlich erhöht. Eine nennenswerte Zahl von Personen, 

die sich unabhängig von den geplanten Nutzungen im Plangebiet aufhält, ist nicht zu erwarten. 

Zu 14):  

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell angepasst. Der Gutachter führt 

hierzu aus: 

„Es wurde im Jahr 2015 das Gutachten „Technisches Gutachten -öffentlich- zur Ermittlung und 
Berechnung von Störfallablaufszenarien hinsichtlich möglicher Brand- und Explosionsereignisse 
für den nördlichen Bereich des CHEMPARK Leverkusen“ Revision 1.1 vom 30.01.2015 durch die 
TÜV Rheinland Industrie Service GmbH erstellt. Gemäß diesem Gutachten liegt der 
Geltungsbereich des hier betrachteten Bebauungsplans außerhalb der abdeckenden 
Wirkungsfläche für die unterstellten Ereignisse Brand- und Explosion.“ 
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Zu 15) bis 17):  

Kenntnisnahme.  

Zu 18):  

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Begründung wird klarstellend um Aussagen hinsichtlich des 

berücksichtigten Schutzanspruchs der zulässigen und ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

ergänzt. Dabei wird auch auf die Abgrenzung bzw. Unterscheidung des Plangebietes zu einem 

Kerngebiet eingegangen.  

Zu 19): 

Kenntnisnahme. Zulässig sind Beherbergungsbetriebe. Der dauerhafte Ausschluss von 

Wohnnutzungen und wohnähnlichen Nutzungen ist durch die Festsetzungen und eine 

ergänzende Klarstellung in der Vorhabenbeschreibung als Bestandteil des VEP sichergestellt. 

Zu 20):  

Kenntnisnahme. Zur Bewertung des Gewerbelärms werden die Immissionsrichtwerte der 

TA Lärm herangezogen. Diese sind für Gewerbegebiete gleich hoch, für Kerngebieten wie der 

benachbarten City C strenger als die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005. Mit 

Bezugnahme auf die Anforderungen der TA Lärm wird sowohl die Genehmigungsfähigkeit der 

geplanten Nutzungen hinsichtlich ihrer Emissionen belegt, als auch die Verträglichkeit der 

geplanten Nutzungen hinsichtlich ihrer Schutzbedürftigkeit gegenüber Gewerbelärm aus der 

Umgebung nachgewiesen.  

Zu 21):  

Der Stellungnahme wird gefolgt. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Begründung bzw. 

des Umweltberichtes. Hieraus ergibt sich keine veränderte Bewertung für den Bebauungsplan.  

Zu 22):  

Kenntnisnahme. Der IP RP1 liegt in ca. 26,5 m über dem vorhandenen Gelände. Dies entspricht 

etwa der Höhenlage der geplanten Regelbebauung mit 7-8 Geschossen im Bereich des VEP. 

Der IP RP2 liegt in ca. 13 m über dem vorhandenen Gelände. Dies entspricht etwa der Höhenlage 

vorhandenen 4-geschossigen Gebäude an der Heinrich-von-Stephan-Straße. Eine Bewertung 

der Gewerbelärmeinwirkungen an diesen Immissionspunkten erfolgt zu einem späteren 

Zeitpunkt, z. B. in einem Bebauungsplanverfahren für den südlichen Teil der Rahmenplanung. 

Immissionen an der vorhandenen Bebauung im genannten Bereich sind für das vorliegende 

Planverfahren nicht relevant. 

Zu 23):  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt, Der Gutachter führt hierzu aus: 

„- Die Emissionsquellen wurden auf der südwestlichen Seite des Lagergebäudes berücksichtigt, 
wo sich auch die Hoffläche sowie die Ladebereiche befinden. 

- Für die Lkw wurden Rangiertätigkeiten mit 2 Minuten Einwirkzeit und Rückwärtsfahrten mit 
Warneinrichtung mit 0,5 Minuten je Lkw berücksichtigt. Damit sind die durch Fahrgeräusche von 
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Lkw auftretenden Geräusche ausreichend berücksichtigt. Sonstige Fahrten auf dem Gelände 
haben keinen Einfluss auf das Ergebnis. 

- Für die Tagzeit wurde tatsächlich mit 40 Paletten je Lkw gerechnet, dies kann als worst-case-
Ansatz betrachtet werden.  

- Ob Abweichungen vorliegen und ob diese ggf. relevant für die Gesamtbeurteilung in anderen 
Planverfahren sind, kann nicht beurteilt werden. Die Geräuschemissionen dieses 
Gewerbebetriebes sind für die Gesamtbelastung im Plangebiet des Bebauungsplan V 36/I 
irrelevant.“ 

Zu 24):  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Der Gutachter führt hierzu aus:  

„Die Koordinaten dieses Punktes sind der Bezirksregierung bekannt und lauten: Rechts 
32359358 / Hoch 5654669. Es handelt sich um ein Wohngebäude, das durch die Benennung der 
Adresse eindeutig zu identifizieren ist. Die Benennung der Koordinaten im Gutachten wird daher 
nicht als erforderlich angesehen. Nur im Falle des zweiten Kontrollpunktes wurden in der 
schalltechnischen Untersuchung Koordinaten benannt, da es sich bei diesem Punkt um einen 
(ehemaligen) Messpunkt der Bezirksregierung Köln auf einer Freifläche handelt.“ 

Zu 25):  

Der Stellungnahme wird gefolgt. Es wurde eine ergänzende gutachterliche Untersuchung 

eingeholt (Fa. Peutz, Bericht C5358 vom 11.4.2023). Es wurde festgestellt, dass die nach dem 

Bebauungsplan zulässigen Gebäudehöhen keinen Einfluss auf die Ableithöhen der 

Emissionsquellen im Chempark haben. Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend 

ergänzt.  

Zu 26):  

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell ergänzt. Nach Auskunft des 

FB 32 (Fachbereich Umwelt) enthält der Lärmaktionsplan im Bereich des Plangebiets keinen 

Lärmhotspot. Es werden keine Maßnahmen vorgeschlagen. Insofern ist der Lärmaktionsplan für 

den Bereich nicht relevant.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme hinsichtlich der Auslösung eines störfallrechtlichen Konflikts bzw. dessen 

Verstärkung, zur Anzahl von Personen innerhalb der Sicherheitszone 2, zur Umsetzung von 

Schutzmaßnahmen, zur schalltechnischen Untersuchung, zur Ergänzung der schalltechnischen 

Untersuchung um Koordinaten des IP Gustav-Freytag-Straße 11 wird nicht gefolgt.  

Der Stellungnahme zur Abstimmung des gewählten methodischen Ansatzes der 

Risikobetrachtung mit dem LANUV, einer Überprüfung der Begründung hinsichtlich der 

Ausführungen zum gesamtstätischen Seveso-II-Konzept, zur Ergänzung der Begründung um 

Aussagen hinsichtlich des berücksichtigten Schutzanspruchs der zulässigen und ausnahmsweise 

zulässigen Nutzungen im Plangebiet sowie zur Ergänzung der Begründung hinsichtlich des 

Lärmaktionsplanes wird gefolgt.  
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Der Stellungnahme hinsichtlich der Überprüfung der textlichen Festsetzung Nr. 6.3 

(Gaswarnanlagen) wird dahingehend gefolgt, dass der Festsetzungskatalog der Seveso-

Maßnahmen um die „Installation von Gaswarnanlagen für relevante Einzelstoffe, soweit nach 

Einzelfallprüfung im Rahmen des objektbezogenen Seveso-Schutzkonzeptes erforderlich", 

ergänzt wird. 

Die restlichen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/B 15: Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 – Schreiben vom 12.05.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1) und 2): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die gutachterliche Untersuchung wird redaktionell angepasst.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird gefolgt. Die gutachterliche Untersuchung wird redaktionell angepasst. 
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II/B 16: Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen – 
Schreiben vom 25.09.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu 2): 

Der Anregung wird gefolgt. Begründung und Umweltbericht werden redaktionell ergänzt. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„Die kürzeste Entfernung des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 243/l zur Grenze des Betriebsbe-
reichs des CHEMPARK Leverkusen im Sinne des Gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts der 
Stadt Leverkusen beträgt im Südwesten an der Manforter-Straße ca. 300 m. Die größte 
Entfernung des Geltungsbereichs des B-Plans beträgt diesbezüglich im Nordosten ca. 680 m. 

Abstand zu Anlagen, die den angemessenen Abstand begründen, siehe [zu 3)].“ 

Zu 3): 

Der Anregung wird gefolgt. Begründung und Umweltbericht werden redaktionell ergänzt. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen: 

„Gemäß dem technischen Gutachten (Technisches Gutachten Einzelfallbetrachtungen nach dem 
Leitfaden KAS-18 für Betriebsbereiche im Stadtgebiet Leverkusen. Revision 0.1 vom 29.01.2015. 
TÜV Rheinland Industrie Service GmbH, Berlin), welches dem Gesamtstädtischen Seveso-II-
Konzepts der Stadt Leverkusen zugrunde liegt, ergibt sich die Umhüllende der angemessenen 
Sicherheitsabstände aus verschiedenen Störfallszenarien unterschiedlicher Betriebsbereiche im 
Sinne der 12. BimSchV.  

In Bezug auf die Lage des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 243/l handelt es sich im nördlichen 
Bereich des CHEMPARK um relevante Störfallszenarien im Hinblick auf eine Freisetzung von 
Chlor und Chlorwasserstoff.  

Die kürzesten Entfernungen der Freisetzungsquellen zum Geltungsbereich des B-Planes Nr. 
243/l (im Südwesten an der Manforter-Straße) betragen für: 

Chlor ca. 900 m (angemessener Sicherheitsabstand 1.300 m) 

Chlorwasserstoff ca. 520 m (angemessener Sicherheitsabstand 750 m) 

Alle übrigen Stoffe und Szenarien werden als nicht relevant angesehen. 

Aus einer Berechnung im Hinblick auf ein räumlich näher am CHEMPARK und zwischen 
CHEMPARK und Postgelände gelegenes Untersuchungsgebiet hat sich ergeben, dass der 
ERPG-3-Wert für Chlor noch auf dem Gelände des CHEMPARK unterschritten wird. Hinsichtlich 
Chlorwasserstoff wird der ERPG-3-Wert außerhalb des CHEMPARK unterschritten, aber 
räumlich deutlich vor dem Gebiet des betrachteten B-Plans 243/l. Daraus kann für den 
Geltungsbereich des hier betrachteten Bebauungsplan Nr. 243/l geschlossen werden, dass die 
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ERPG-3-Werte für die genannten Stoffe im Plangebiet nicht erreicht oder [nicht] überschritten 
werden.“ 

Zu 4): 

Kenntnisnahme.  

Hierbei ist klarzustellen, dass das hohe Schutzniveau insbesondere dadurch bestimmt wird, dass 

zu jedem einzelnen Bauvorhaben in den nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren 

objektbezogene Seveso-Schutzkonzepte erstellt werden. Dabei enthält das Seveso-

Schutzkonzept Anforderungen an eine objektbezogene Alarmierung - über die allgemeinen 

örtlichen Alarmierungsmaßnahmen hinaus. Die festgesetzten Schutzmaßnahmen bauen auf den 

allgemeinen Alarmierungen der Bevölkerung durch Sirenen, Rundfunk, Fernsehmeldungen und 

Lautsprecherdurchsagen auf. Basis für das umzusetzende Schutzkonzept ist somit eine 

Maßnahmenkette, die aus Alarmierung (CHEMPARK – Feuerwehr – Gebäude, sowie zusätzlich 

Gaswarnanlagen für relevante Einzelstoffe, soweit nach Einzelfallprüfung erforderlich), 

Auslösung automatischer Funktionen und flankierenden organisatorischen Maßnahmen besteht. 

Die Sprachalarmierung in Gebäuden und Tiefgaragen versetzt die Nutzer unmittelbar in die Lage, 

Handlungen, wie das manuelle Schließen von Fenstern und Türen, auszulösen. Es ist daher 

davon auszugehen, dass Fenster von den anwesenden Personen sehr schnell manuell 

geschlossen werden können. Eine Festsetzung von betriebsmäßig nicht zu öffnenden Fenstern 

oder automatisch zu schließenden Fenstern wird als nicht verhältnismäßig eingestuft. Das im 

zum Bebauungsplan erstellten Gutachten festgelegte „hohe Schutzniveau“ setzt keine 
betriebsmäßig nicht zu öffnenden Fenster oder automatisch zu schließende Fenster voraus. 

Das niedrige Schutzniveau wird hingegen dadurch bestimmt, dass ein objektbezogenes Seveso-

Schutzkonzept nicht in relevantem Umfang vorliegt (bei bestehenden Gebäuden). Die Nutzer sind 

ausschließlich auf öffentliche Alarmierungen angewiesen. Im Sinne einer konservativen 

Betrachtung wird im Gutachten davon ausgegangen, dass Fenster und Türen dann nicht schnell 

manuell geschlossen werden. 
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Zu 5): 

Kenntnisnahme.  

Hierbei ist klarzustellen, dass sich das Schutzniveau nicht allein aus den in der obigen 

Stellungnahme genannten Punkten des LANUV ableitet, siehe dazu auch  

Abwägungsvorschlag zu 4).  

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„Ergänzend ist hierzu anzuführen, dass in der Risikobetrachtung bei den beiden Schutzniveaus 
in Bezug auf die Art der Alarmierung differenziert wird, 

niedriges Schutzniveau: ausschließlich öffentliche Alarmierung über städtische Sirenen 
sowie Lautsprecherdurchsagen von Polizei und Feuerwehr  

hohes Schutzniveau: zusätzlich zur öffentlichen Alarmierung wird die Installation einer 
Warnanlage in den einzelnen Gebäuden, die durch die Feuerwehr Leverkusen zeitgleich mit den 
Sirenen angesteuert werden kann, einbezogen. 

Außerdem wird das Fehlen oder Vorhandensein objektbezogener Seveso-Schutzkonzepte mit 
entsprechenden technischen, baulichen und organisatorischen Schutzmaßnahmen 
berücksichtigt.“ 

Ergänzend wird von der Plangeberin in den textlichen Festsetzungen die „Installation von 
Gaswarnanlagen für relevante Einzelstoffe, soweit nach Einzelfallprüfung im Rahmen des 

objektbezogenen Seveso-Schutzkonzeptes erforderlich“, aufgenommen. 

Zu 6): 

Kenntnisnahme.  

Zu 7): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Regelungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans eröffnen keine Spielräume für ein 

Fortbestehen des Tertia-Gebäudes. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„In der Plan-Situation ist das Tertia-Gebäude nach Angaben des Investors nicht mehr vorgesehen 
und soll abgerissen werden. Anstatt dessen ist in der Plan-Situation in diesem Bereich 
Hotel/sonstige Beherbergungsbetriebe vorgesehen (siehe Bild 6 (vorhandene Nutzung) und Bild 
7 (geplante Nutzung)). Die Personenzahlen des Tertia-Gebäudes sind dementsprechend in der 
Plan-Situation nicht zu berücksichtigen. Stattdessen sind die Personenzahlen für die geplanten 
Nutzungen berücksichtigt worden. Die Angaben in den Tabellen 5 bis 9 sind nicht zu korrigieren. 

Die Aussage, dass die Nutzung des Tertia-Gebäudes (Leerstand zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Gutachtens) aufgrund bestehender Genehmigung wieder aufgenommen werden kann (Seite 
25), bezieht sich ausschließlich auf die Ist-Situation.“ 

Zu 8): 

Kenntnisnahme.  
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Zu 9): 

Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass eine redaktionelle Ergänzung der Begründung und 

des Umweltberichts zum Bebauungsplan erfolgt.  

Die durch das Quartier angezogenen Nutzer/Passanten/Pkw-Verkehrsteilnehmer wurden bereits 

über die gebäudebezogenen Nutzungen in die Seveso-Betrachtung eingestellt. 

Freiraumangebote mit einem gezielten erweiterten Adressatenkreis werden nicht geschaffen.  

In der zentralen Achse oder am Gebietsrand werden Fußgänger- und Radverkehre auftreten, die 

nicht planbedingt sind und die von den vorgesehenen Maßnahmen (Aufsuchen von Gebäuden) 

profitieren können. Diese Verkehre sind nicht als wichtige Verkehrswege im Sinne des § 50 Abs. 1 

Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu werten. Auch entsteht dadurch nicht ein 

öffentlich genutztes Gebiet i. S. d. § 50 Abs. 1 BImSchG. Unter letzterem Begriff werden in 

Rechtsprechung und Literatur in erster Linie Flächen subsumiert, die kraft ihrer rechtlichen 

Bestimmung oder tatsächlichen Nutzung in besonderem Maße öffentlichen Zwecken dienen, bei 

denen die Nutzung durch die Öffentlichkeit über eine bloße Zufallsnutzung hinausgehen (vgl. 

Schoen, in Landmann/Rohmer, BImSchG, § 50 Rn. 107). Davon ist die Zweckbestimmung und 

zu erwartende Nutzungssituation im Bereich des vorliegenden Bebauungsplans durchaus zu 

unterscheiden, weil sie nicht auf eine eigenständige Nutzung durch eine (abgrenzbare) 

Öffentlichkeit ausgerichtet ist. 

Es ist festzuhalten, dass durch die vorliegende Planung keine wesentliche Veränderung der 

Wegebeziehungen des Durchgangsverkehrs erfolgt. Darüber hinaus ist die Betrachtung von 

gesamtstädtischen Fußwegebeziehungen und die Risikobetrachtung dieser nicht Gegenstand 

des vorliegenden Bebauungsplans.  

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen (Auszug):  

„[…] 

Der DB-Bahnhof (Vorplatz, Bahnsteige etc.) und der Omnibusbahnhof befinden sich außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 243/l und sind damit nicht Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung. In die Betrachtung fließt im Geltungsbereich des B-Planes nur das 
Bahnhofsgebäude ein, bei dem es sich in der Ist-Situation um ein vorhandenes Gebäude mit 
Wartebereich vor dem Gebäude im Freien und in der Plan-Situation um ein neu geplantes 
Gebäude mit einem in das Gebäude integrierten Wartebereich handelt. Demzufolge sind in der 
Plan-Situation diesbezüglich keine Personen im Außenbereich anzusetzen. 

In den Baugenehmigungsverfahren werden beantragte Maßnahmen in den Planungszonen 1 und 
2 der Stadt Leverkusen nur mit einem dem Bauantrag beigefügten objektbezogenen Seveso-
Schutzkonzept genehmigt. Dies ist seit dem Jahr 2016 geübte Praxis. In diesen Konzepten wird 
auch die Zugänglichkeit zu den Gebäuden betrachtet. Die Zugänglichkeit von Gebäuden kann 
dort durch entsprechende technische Maßnahmen (z. B. automatische Entriegelung von 
Eingangstüren während einer Seveso-Alarmierung) geregelt werden.  

Wie in der Seveso-Betrachtung zum B-Plan 243/l auf Seite 39 berücksichtigt (siehe Tabelle 3 des 
Gutachtens), existiert auch in den Bestandsgebäuden ein „Grundschutz: Aufgrund der 
Luftwechselrate ist zu erwarten, dass die Konzentration der luftgetragenen toxischen Stoffe 
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innerhalb eines Gebäudes geringer ist als die Konzentration in der Umgebung (außerhalb des 
Gebäudes)“. 

Bei der vorliegenden Untersuchung handelt es sich auf der Ebene des B-Plan-Verfahrens 
zunächst um einen Risikovergleich Ausgangssituation/geplante Situation. In der Ist-Situation 
erreichen Fußgänger im Ereignisfall ausschließlich Gebäude mit einem niedrigen Schutzniveau 
(z. B. Gebäude, in denen Lüftungsanlagen nicht automatisch abgestellt werden). In der zentralen 
Mitte des Gebietes können Personen Gebäude möglicherweise nur mit Verzögerung erreichen, 
da das dort befindliche eigentliche Postgelände (siehe Bild 6 des Gutachtens) mit dem 
Postverteilzentrum eingezäunt ist. Hingegen können in der Plan-Situation Fußgänger 
insbesondere im zentralen Teil des Plangebietes (siehe Bild 7 des Gutachtens) Gebäude mit 
einem hohen Schutzniveau (u. A. automatisch abgestellte Lüftungsanlagen, entriegelte 
Eingangstüren, organisatorische Schutzmaßnahmen greifen aufgrund objektbezogener 
Alarmierung) erreichen. Die Zahl möglicher Gebäudezugänge erhöht sich deutlich. Insgesamt 
führt dies im Risikovergleich zu einer verbesserten Lage in der Plan Situation.“ 

Schließlich sehen die textlichen Festsetzungen eine Sprachalarmierung auch außerhalb von 

Gebäuden vor, von der durch das Quartier angezogene Nutzer/Passanten/Pkw-

Verkehrsteilnehmer profitieren. Dies bedeutet während eines Seveso-Störfalls eine 

Verbesserung der Informationsgrundlage und geringere Aufenthaltszeiten im Freien gegenüber 

der heutigen Situation. 

Zu 10): 

Kenntnisnahme. 

Zu 11): 

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Die Festsetzungen werden um die Installation von Gaswarnanlagen ergänzt. Bauvorhaben im 

nördlichen Plangebiet und durch Baukörper abgeschirmte Vorhaben sind diesbezüglich jedoch 

anders zu bewerten als Bauvorhaben im südlichen Plangebiet bzw. nicht abgeschirmte 

Vorhaben. Da sich insofern das Erfordernis nicht für das gesamte Gebiet gleichermaßen 

abzeichnet, erfolgt die Festsetzung unter dem Vorbehalt einer Einzelfallprüfung für relevante 

Einzelstoffe. Außerdem gilt die allgemein festgelegte Ausnahmeregelung zur Prüfung der 

Erforderlichkeit im Rahmen objektbezogener Seveso-Schutzkonzepte. 

Zu 12): 

Der Anregung wird gefolgt.  

Die textlichen Festsetzungen werden klarstellend dahingehend ergänzt, dass nicht nur Mitarbeiter 

erfasst sind, sondern auch Personen informiert bzw. eingewiesen werden, die nicht 

wiederkehrend unterwiesen bzw. geschult werden. 

Zu 13): 

Kenntnisnahme.  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme hinsichtlich der redaktionellen Ergänzung von Begründung und 

Umweltbericht zur Entfernung des CHEMPARK zum Plangebiet, der redaktionellen Ergänzung 

von Begründung und Umweltbericht zu Stoffbezügen und ERPG-Werten und hinsichtlich der 

Festsetzung von organisatorischen Maßnahmen durch Informationen an Personen, die nicht 

wiederkehrend unterwiesen bzw. geschult werden, wird gefolgt, siehe 2), 3) und 12). 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass eine redaktionelle Ergänzung von 

Begründung und Umweltbericht hinsichtlich der Berücksichtigung des Freiflächengeschehens 

erfolgt, siehe 9). 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass der Festsetzungskatalog der Seveso-

Maßnahmen um die „Installation von Gaswarnanlagen für relevante Einzelstoffe, soweit nach 

Einzelfallprüfung im Rahmen des objektbezogenen Seveso-Schutzkonzeptes erforderlich", 

ergänzt wird, siehe 11).  

Der Stellungnahme wird hinsichtlich der Ergänzung des Tertia-Gebäudes nicht gefolgt, siehe 7).  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen, siehe 1), 4), 5), 6), 8) 

und 13). 


